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ZentrumfürBau
vonInstrumenten
Willisau/Kriens Die Musik-
instrumentensammlung Willis-
au zügelt ins LUKCenter Kriens
in dieNähedasKampus Südpol.
Das bisherige Museum wird zu
einem Kompetenzzentrum für
Musikinstrumentenbau,wiees in
einerMitteilungheisst.Bisher ist
die Musikinstrumentensamm-
lung–einKulturengagementder
Albert-Koechlin-Stiftung– inden
ehemaligen Druckereiräumen
des«WillisauerBoten»amVieh-
markt 1 untergebracht.

Das sanierungsbedürftige
Gebäudeweicht einemTeilneu-
bau und der Mietvertrag läuft
aus.Ab2023 soll dasneueKom-
petenzzentruminKriensschritt-
weise auf- und ausgebaut wer-
den. Vorgesehen sind Kurse,
Workshops, einAtelier für«arti-
sans inresidence»sowieWeiter-
bildungen für Musiker, Instru-
mentenbauerinnen und Laien.
DasZentrumsollunteranderem
dem Wissensverlust und dem
Nachwuchsproblem im Bereich
des handwerklich betriebenen
Instrumentenbaus entgegen-
wirken. Die bisherige Instru-
mentensammlung bildet das
«Fundament für dieWeiterent-
wicklung». (sb)

TempofürWolhuserSüdumfahrung
Diemeisten Regionen sindmit demEntwurf des kantonalen Bauprogramms grundsätzlich zufrieden. Die
Umfahrung Süd inWolhusen sorgt aber fürDiskussion: Der Regionalverbandwill, dass schneller gehandelt wird.

Jessica Bamford

Im Bauprogramm 2023–2026
für die Kantonsstrassen plant
dieRegierunganstehendeStras-
senbauprojekte. In der Ver-
nehmlassunghabennunPartei-
en und Verbände Stellung ge-
nommen. Der Kantonsrat wird
voraussichtlich im Herbst
darüber entscheiden.

Die Region Luzern West
zeigt sich in ihrer Stellungnah-
me unzufrieden mit der Pla-
nungderUmfahrungWolhusen
Süd. Zwischen 2023 und 2026
sollen laut Guido Roos, Ge-
schäftsführer des Regionalver-
bands, mehr Mittel eingeplant
werden – momentan ist der
Grossteil derGelder für spätere
Planungsperioden vorgesehen.
Roos erklärt: «Wolhusen ist der
kleine Bruder des Seetalplat-
zes.» Es sei für die Region ab-
solut zentral, dass bei dieser
wichtigenVerkehrsdrehscheibe
jetzt gehandelt werde. Dies sei
Teil derMobilitätsstrategie der
gesamten Region. «Wir sind
überzeugt, dass die dreiHaupt-
achsen,welche inWolhusen zu-
sammenkommen, schnell ge-
stärkt werdenmüssen.»

Armin Camenzind, Ge-
schäftsführer von Luzern Plus,
erwartet, dass das vorliegende
Bauprogramm die neuen Pla-
nungsgrundlagen noch besser
berücksichtigt. Ein Beispiel sei-
en die Busbevorzugungsmass-
nahmen,welchenoch stärker in
den Fokus rücken müssen, um
die anstehenden Mobilitätsbe-
dürfnisse zu bewältigen.

ZentrumsregionSursee
Plus soll gestärktwerden
Die anderen Regionen zeigen
sich im Grundsatz zufrieden
mit der Planung. Beat Licht-
steiner, Geschäftsführer des
Regionalen Entwicklungsträ-
gers Sursee-Mittelland, ist «im
Grossen und Ganzen zufrie-

den», da viele Projekte aus der
Region von der Projektgruppe
B in die ProjektgruppeA aufge-
stiegen sind. «Wir setzen uns
für die Aufnahmeweiterer Pro-
jekte aus den ländlichen Ver-
bandsgemeinden ein», sagt
Lichtsteiner. In der Zentrums-
region Sursee Plus soll laut dem
Verband zudem eine stärkere
Priorisierungweiterer Projekte
erfolgen.

Auch die Idee Seetal unter-
stützt die Planung im Grund-
satz, da viele Projekte in ver-
schiedenenGemeindenzurUm-
setzungkommensollen.Zentral

sei dabei aber, dass die Mass-
nahmen rund um die Kantons-
strasse 16 mit hoher Priorisie-
rung umgesetzt werden. «Dies
ist gerademit Blick auf den An-
schluss des Seetals an die an-
grenzendenRegionen imFunk-
tionalraum Seetal von Bedeu-
tung», erklärt Roger Brunner,
Geschäftsleiter des Gemeinde-
verbands. Der Regionalplaner
vonZofingenregioTobiasVogel
fordert in einer Mitteilung des
Verbands nur kleine Anpassun-
gen. So imBereichdesEntwick-
lungsschwerpunktsReiden-Wi-
kon: Die Projekte sollen in der

aktuellenPlanungsperiode um-
gesetzt werden.

SVPwillmehr
leistungssteigerndeProjekte
Die Parteien reagieren wenig
überraschend auf den Entwurf:
GrüneundVCS forderneinneu-
esProgramm,dadieFolgen fürs
Klima nicht genügend beachtet
würden. Projekte, welche zu
einer Zunahme vonmotorisier-
tem Individualverkehr führen,
seien zu streichen. Auch die SP
fordert wegen der klimatischen
Folgen eine veränderte Priori-
sierung. Weiter soll der behin-

dertengerechteUmbauderÖV-
Haltestellen bis 2026 fertigge-
stellt werden, was im aktuellen
Entwurf nicht erreicht werde.

FDP und Mitte sind grund-
sätzlich zufrieden. Die FDP
wünscht lediglich eine gesamt-
heitlichere Planung. Die Mitte
fordert wegen der grossen Alt-
lasten aus früheren Baupro-
grammen, dass mehr Reserven
eingebaut werden, und die SVP
kritisiert, dass zu wenig Projek-
te die Leistungsfähigkeit der
Strasse erhöhen. Die Grünli-
beralenverzichtenauf eineStel-
lungnahme.

Die Eröffnung der UmfahrungWolhusen wurde bereits im Jahr 2017 geübt. Bild: Boris Bürgisser (Wolhusen, 28. November 2017)

Notsituationensollen imGesetzverankertwerden
GemeindeversammlungoderUrnenabstimmung?Ein kantonalesGesetz soll dasVorgehen in künftigenKrisen regeln.

DominikWeingartner

Die Neuwahl der Gemeinde-
undStadträte imKantonLuzern
fiel zeitlich fast auf den Beginn
der Pandemie. Am 16. März
2020 rief der Bundesrat die
ausserordentlicheLageaus, Lä-
den, Restaurants und Freizeit-
anlagenmussten schliessen.Ein
Grossteil des öffentlichen Le-
bens kam zum Stillstand. Auch
die Session des Luzerner Kan-
tonsrats wurde abgesagt.

Doch keine zwei Wochen
später, am 29. März, fand der
ersteWahlgangderKommunal-
wahlen statt. Damit dieser
durchgeführt werden konnte,
erliess die Luzerner Regierung
am 24. März eine Verordnung,
welche die Wahrnehmung der
politischenRechte inPandemie-
zeiten regelte. FürdieseVerord-
nungmusste sichdieRegierung
auf das in der Kantonsverfas-

sung verankerte Notrecht stüt-
zen. Dort heisst es wörtlich:
«UmausserordentlichenLagen,
wie unmittelbar drohenden er-
heblichenStörungenderöffent-
lichen Sicherheit oder sozialen
Notständen, zubegegnen, kann
der Regierungsrat die notwen-
digen Verordnungen erlassen.»

Verordnungdes
Kantons ist ausserKraft
Nach zwei Jahren treten solche
Notverordnungen allerdings
automatisch ausser Kraft. Die
entsprechende Verordnung ist
seit Ende 2021 nicht mehr gül-
tig, sie hätte lediglich noch bis
Ende März verlängert werden
können. Jetztwill dieRegierung
Teile davon im Stimmrechtsge-
setz verankern. Die Vernehm-
lassungdazu ist dieseWochege-
startet. Sie dauert bis Anfang
Mai. «Durch die Schaffung or-
dentlicherGesetzesbestimmun-

gen zur Sicherstellung der poli-
tischen Rechte wird der Regie-
rungsrat inskünftig auf Basis
einer spezifischen, demokra-
tisch legitimierten Grundlage
handeln können», schreibt der
Kanton in einerMitteilung.

Im Stimmrechtsgesetz ist
der Grundsatz festgehalten,
dassGemeinden ihreWahlen im
Urnen-und ihreAbstimmungen
im Versammlungsverfahren
durchführen, soferndie Stimm-
berechtigten nichts anderes be-
schliessen. Die ausgelaufene
Verordnung ermöglichte es den
Gemeinden, nur aufdasUrnen-
verfahren zu setzen – egal, was
inderGemeindeordnung steht.
DieseRegelungsoll insneueGe-
setz überführt werden.

Allerdings gibt es dafür Vor-
aussetzungen. Nämlich, «dass
eineausserordentlicheSituation
in einer Gemeinde die ord-
nungsgemässe Durchführung

einer Gemeindeversammlung
verhindert»,wiees indenErläu-
terungen der Regierung heisst.
«WenndieDurchführung einer
Gemeindeversammlungnur er-
schwert ist, weil beispielsweise
dasGemeindeversammlungslo-
kalvorübergehendnichtbenutz-
bar ist», komme diese Bestim-
mung nicht zur Geltung. «Ein
zumutbarer organisatorischer
Mehraufwand ist kein Grund,
dass sicheineGemeindeaufdie-
se Bestimmung berufen kann»,
heisst es weiter.

Überschwemmungen
undCyberattacken
Als ausserordentliche Situatio-
nen betrachtet das vorgeschla-
gene Gesetz nicht nur hochan-
steckende Krankheiten, son-
dern auch lokale Ereignissewie
Unwetter,Überschwemmungen
oder Cyberattacken. Deshalb
sollen die Gemeinden neu die

Möglichkeit erhalten, autonom
auf ausserordentliche Ereignis-
se, die nur sie betreffen, reagie-
ren zu können. Sind grössere
TeiledesKantonsbetroffen–wie
dies bei Corona der Fall ist –, ist
es weiter an der Regierung,
Massnahmen zu erlassen.

Das Gesetz muss vom Kan-
tonsrat genehmigt werden.
Wann das Geschäft nach der
Vernehmlassung ins Parlament
kommt, ist offen. In der Ses-
sionsplanung des Kantonsrats
ist esnochnicht aufgeführt.Mit
einem Inkrafttreten des Geset-
zes sei allerdings frühestensper
1. März 2023 zu rechnen,
schreibt die Regierung. Und:
«Sollte sich vorher aufgrund
einer ausserordentlichen Situa-
tion Handlungsbedarf für die
politischen Rechte ergeben,
wird der Regierungsrat den Er-
lass einer neuen Verordnung
prüfen.»

AWG:Einmal Ja,
zweimalNein
Parolen Die Arbeitsgemein-
schaft Wirtschaft und Gesell-
schaftKantonLuzern (AWG)hat
die Parolen für die Abstimmun-
gen vom 13. Februar gefasst. So
sagt sie Ja zur Abschaffung der
Emissionsabgabe(Änderungdes
Bundesgesetzes über die Stem-
pelabgaben). Diese behindere
innovativeKMUinderEntwick-
lungundbelasteStart-ups,heisst
es ineinerMitteilung.DieNein-
Parole fasstdieAWGzudenbei-
denVolksinitiativen für Verbote
von Tierversuchen und Tabak-
werbung.Verbote seiennieAus-
druckeiner liberalenWirtschaft
undeinerGesellschaftmithoher
Selbstverantwortung, heisst es
weiter. Zur kantonalen Luks-
Vorlage fasst dieAWGkeinePa-
role,dasienichtwirtschaftsrele-
vant sei. (sb)

Pächter gibtnach
drei Jahrenauf
Sursee «Coronahat auchmich
indieKnie gezwungen.»Diesen
Satz liest, wer die Website des
Restaurants Wyhof Sursee be-
sucht. Gastgeber René Foster
(65), Pächter desRestaurants an
der Bahnhofstrasse in Sursee,
schreibt weiter: «Es fällt mir
schwer, Ihnenmitzuteilen, dass
ich aufgrunddesGästeschwun-
des durch Corona das Restau-
rant Wyhof nicht weiterführen
kann.» Wie die «Surseer Wo-
che» berichtet, schliesst René
Foster den Betrieb per sofort.
Und er sucht in seiner Mittei-
lung Stellen für zwei betroffene
Mitarbeitende.

Der diplomierte Hotelier-
Restaurateur hatte den «Wy-
hof»2019alsPächterübernom-
men. Zuvor war er an zahlrei-
chen, auch internationalen
Adressen tätig. (sb)


